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Gruppe Finanz
Prag, den 14. November 1942.
12
II/7 - 3006 - 1.
Jaw
--Anos.
JOMCE
Dakopenesekese-.
das Büro-des Herrn Staatssekretärs.....…...äemn
S88.@.....1g@rdedIde
3 Anlagen
geDer Herr Staatssekretär hat bei der Geneh=
nomigung des Haushalts des Prötektorats Böhmen und
#Mähren für das Jahr l942 angeordnet, dass ihm
der Vermerk und das Erledigungsschreiben des
Reichsprotektorsisowieleine Übersicht der wich=
tigsten Haushaltsziffern nach Abgang nochmals
vorgelegt werden.ler
Jch überreiche in der Anlage die gewünschten
AON
o.84
Vorgänge und gestatte miri zusammenfassend die
a aaa aa
OnESRSRT
avDer vom Finanzministeriun aufgestellte Ent=
1ES
wurf des Haushaltplans veranschlagte
Ifs derognr die Ausgaben mit .........24.ll6 Mio K
die Einnahmen mit ……………14.404 " "
S
Fehlbetrag: .......... 9.712 Mio K.
I9ne
Die Gruppe Finanz hat auf Grund ihrer Nach=
BETR
prüfung nach Verhandlung mit den beteiligten
S
ttowisske
Gruppen des Reichsprotektors die in der Vorlage
emISrRUR
des Finanzministeriums enthaltenen Ansätze zum
Teil herabgesetzt, zum Teil erhöht. Die ver=
nanschlagten Ausgaben wurden insgesamt um 963 Mio K
gesenkt. Statt dessen wurden zusätzliche Aus=
gaben in Höhe von rund 423 Mio K neu veran=
schlagt. Diese Mehrausgaben ergaben sich im we=
sentlichen durch Erhöhung des Matrikularbei=
trages, durch kriegsbedingte Ausgaben und durch
Erhöhungen der Ausgaben auf sozialem Gebiet.
Jch gestatte mir hierzu im einzelnen auf die
Aufstellung Seite 7 des Vermerks hinzuweisen.
Die Einnahmen wurden um rund 280 Mio K erhöht.
Das Ergebnis der Überprüfung ergibt sich
aus
84118
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1a
aus der folgenden Übersicht (mit Vergleichszahlen
der Voranschläge der Vorjahre)
IA
1942
1941
1940
Ausgaben.........23.576.--
(
19.588--
9.200.-- )
14.694.--
m12.101--0107.800.--)
ag:.…….. 8.882.--
(
7.487.--
1.400.--)
g Es ist damit zu rechnen, dass der tatsäch=
I liche Fehlbetrag den Betrag von 8,8 Mia K
Tonicht erreichen wird, er dürfte ungefähr 6 Mia K
nosegbetragen.
enl Die Deckung des Fehlbetrages erfolgt auf
dem Anleihewege. Die Unterbringung der Anleihen
bereitet keine Schwierigkeiten. Der Stand
der Verschuldung des Protektorats wird mit Ab=
schluss des Jahres l942 einen Betrag von rund
40 Mia K erreichen.
Das Jahr l943 wird voraussichtlich einen
Rückgang der Steuer- und Zolleinnahmen bringen.
Dieser. Rjckgang ergibt sich zunächst allgemein
17
-
aus den Massnahmen auf dem Gebiet der Preisbil=
S.EF
dung (Gruppenpreise, Neuregelung der Auftrags=
finanzierung). Jm Protektorat wird ausserdem
die zu erwartende Steuerreform einen weiteren
Ausfall bringen. Der Rückgang der Einnahmen
dürfte voraussichtlich 1 bis l,5 Mia K betragen,
sodaß die Einnahmen im Jahre 1943 voraussicht=
lich insgesamt 13 Mia K (gegenüber l4,4 Mia K)
GLE
betragen werden.
Die Ausgaben dürften infolge Steigerung der
Personalausgaben bei einer zu erwartenden
S20
Neuregelung der Besoldung um ungefähr 1 Mia K
ansteigen. Hierzu kommt der Mehraufwand für
den Schuldendienst der Protektoratsanleihen
infolge der Wiederaufnahme der Tilgung mit
O,5 Mia K. Es ist weiterhin damit zu rechnen,
dass der Matrikudarbeitrag statt bisher 7,5 Mia K,
1943
51148
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1943 l0 Mia K betragen wird. Bei den übrigen

Ausgaben dürfte bei sparsanster Wirtschaftsführung

eine weitere Steigerung vermieden werden können.

Eine Schätzung der Haushaltsgebarung für das

Jahr l943 ergibt demnach folgendes Bild:

Einnahmen : .......... l3 Mia K

Ausgaben (einschl.

Matrikularbeitrag). 27.5"

Pehlbetrag

14.5 Mia K

Die Verschuldung dürfte damit bis Ende l943

auf rund 54 Mia K ansteigen.

Die Unterbringung der Anleihen wird bei einer

weiter anhaltenden Flüssigkeit auf dem Geldmarkte

möglich sein.

Die jetzige Finanzlage des Protektorats ist

unter Berücksichtigung der außerordentlichen Kriegs=

verhältnisse nicht ungünstig. Die zukünftige Haus=

haltsgebarung dürfte bis Ende des Jahres l943 auf

besondere Schwierigkeiten nicht stoßen.

Im Auftrag
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Der Reichsprotektor

Prag, den 20. Oktober 1942.

in Böhmen ünd Mähren

II/7 - 3006 = 1.

Abschrift.

PONOu

Vermerk:

A)

Pormelle Behandlung des Haushaltsvoranschlags l942:

Das Ministerratspräsidium hat mit Schreiben vom 20.

Dezember lg4l den Entwurf einer Regierungsverordnung vom

18. Dezember l94l über die Voranschlagsgebarung des Pro=

tektorats für das Jahr l942 und als Anhang dazu den Vor=

anschlag für l942 zur Genehmigung vorgelegt. Bis zur Ge=

nehmigung wirtschaftet das Protektorat auf Grund der

Regierungsverordnung Nr. 45o/l94l g über die provisorische

Führung der Gebarung des Protektorats im Jahr l942 im

dRahmen des genehmigten Haushalts l94l.

Die Neuorganisation der Zentralbehörden durch die Re=

gierungsverordnungen vom 15. 1. und 15. 6. 1942 er=

forderte infolge der Auflösung von Ministerien und der

Übertragung von Aufgaben aus den Wirkungskreis einzelner

Ministerien auf andere Zentralbehörden größere Verschie=

bungen innerhalb des Haushaltsplanes. Mehrere Kapitel

)

verschwanden, neue kamen hinzu, in vielen Fällen traten

größere Änderungen auf. Es wurde deshalb erforderlich,

den Haushaltsvoranschlag l942 vollkommen umzuarbeiten und

an die Neuorganisation der Zentralbehörden anzupassen.

Um die Verwaltungsarbeit zu vereinfachen und einzel=

nen Teilen der Protektoratsverwaltung sobald wie möglich

das Wirtschaften nach den Voranschlag l942 zu ermöglichen,

hat die Gruppe Finanz beim Finanzministerium veranlaßt,

daß die Teile des Haushaltsvoranschlags l942, welche

von der Neuorganisation nicht berührt wurden oder mit

ihrem Fortschreiten fertiggestellt werden konnten, fort=

laufend umgehend zu einer Überprüfung vorgelegt wurden.

Eine formelle Genehmigung einzelner Teile des Haushalts

war zwar nicht möglich, weil der Haushalt ein einheit=

liches Ganzes bildet und nur als solches genehmigt

40

werden

0e1l
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werden kann. Es wurde aber dann dem Finanzmi=
nisterium mitgeteilt, dass sofort auf Grund der
vorgelegten Teilvoranschläge unter Berücksichtigung
der für notwendig gehaltenen Änderungen gewirt=
schaftet werden könne. Praktisch wurde dadurch
derselbe Erfolg wie bei einer formellen Genehmigung
erreicht, dass nämlich die betreffenden Behörden
sofort nach den neuen Teilvoranschlägen wirtschaften
konnten und für sie nicht mehr die Vorschriften
der provis. Haushaltsführung gelten. Auf diese
Weise wurden bisher
Kapitel l, Staatspräsident u.Kanzlei d. Staatsprä-
sidenten,
Kapitel 3, Oberste Preisbehörde,
Kapitel 4, Regierungstruppe,
mi
Kapitel 5,
Ministerium des Jnnern
Kapitel 6, Justizministerium mit d. Obersten Gericht,
Kapitel 7, Oberstes Verwaltungsgericht,
Kapitel io,Ministerium für Land- u. Forstwirtschaft,
Kapitel l3,Ministerium für Verkehr und Technik,
Kapitel l4,Ruhe- u. Versorgungsbezüge,
DcS
Kapitel l5,Finanzministerium,
BEN
Kapitel l7,Oberste Rechnungskontrollbehörde,
Gruppe II, § 7, Güter der landwirtsch.Schulen,
Gruppe IIí, Staatsschuldengebarung
verabschiedet; besonders wichtig war die früh=
zeitige Verabschiedung bei Kap. lo (Min. f.Land-
u.Forstwirtschaft), weil dadurch sofort über die
für die Landwirtschaft vorgesehenen Kredite rest=
los verfügt werden konnte.
SSET
Jnzwischen hat das Finanzministeriun auch noch
die restlichen Teilvoranschläge und eine Übersicht
über den neuen, berichtigten Haushaltsvoranschlag
vorgelegt.
Es kann daher jetzt das vorliegende abschließen=
de Schreiben erlassen werden.
Das Protektorat hat ebenso wie die frühere
Tschechoslowakische Republik kein allgemeines
Haushaltsgesetz,lterin
dem die Grundsätze für die Ver=
waltung der Ste
Pinanzen enthalten wären. Die
wich=
E1146



 3 -
wichtigsten Vgrschriften über die Haushaltsführung
werden jeweils in einem Finanzgesetz aufgeführt, durch
das der jährliche Haushaltsplan genehmigt wird. Die
-
in diesem Finanzgesetz enthaltenen Bestimmungen haben
Gültigkeit nur für das eine Rechnungsjahr. Die all=
gemeinen Grundsätze des Haushaltsrechts, soweit sie
-
nicht in dem Finanzgesetz enthalten sind, beruhen
@im wesentlichen auf Gewohnheitsrecht.
Dieses Verfahren bringt verschiedene Nachteile mit
C1
sich. Besonders unangenehm bemerkbar macht sich ins=
besondere das Fehlen eines Eingliederungsplanes.Die
Zweckbestimmung der einzelnen Ausgabeposten ist in=
eV
folgedessen in den einzelnen Haushaltskapiteln nicht
einheitlich; sie ist im allgemeinen auch mit Absicht
bod
ungenau gehalten. Es können daher aus einer Ausgabe=
reb
D
post recht verschiedene Ausgaben gedeckt werden. Es
fehlt witerhin eine Bestimmung über die gegenseitige
Deckungsfähigkeit von Ausgaben verwandten Charakters.
Beb
Falls die Mittel eines Ausgabetitels erschöpft sind,
können weitere Mittel für diesen Zweck nur im Wege
Veiner ausserplanmässigen Bewilligung oder im Wege
des sogenannten Revirements beschafft werden. Hier=
9Ue
grudurch ist die Verwendungsfreiheit der einzelnen
Verwaltungen beträchtlich eingeschränkt. Die Revire=
ments gestalten die Anwendung, des Haushalts außerdem
.d in der Praxis unübersichtlich. Schließlich fehlt
xnoch eine Vorschrift über die Übertragbarkeit von
Haushaltsmitteln. Mit dem Abschluss des Rechnungs=
jahres. verfallen daher grundsätzlich sämtliche nicht
dausgenutzten Haushaltsmittel. Dieser Grundsatz ist
zwar für den Regelfall richtig; in Einzelfällen
eiführt er jedoch zu unnützer Verwaltungsmehrarbeit.
deney reWenn zum Beispiel die Mittel für den Bau eines be=
edsyeusreHetb
stimmten Gebäudes im Haushalt eines Rechnungsjahres
nbewilligt worden sind, der Bau jedoch nicht voll=
ständig durchgeführt wird, so verfallen die nicht
mpes
aus=
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ausgenutzten Mittel. Es wird notwendig, für den
gleichen Zweck im folgenden Haushalt nochmals
besondere Mittel zu bewilligen.
Es wird daher vorgeschlagen, die Protektoratsver=
waltung aufzufordern, für einige allgeneine Grund=
sätze des Haushaltsrechts im Laufe des Jahres 1943
eine gesetzliche Regelung zu treffen.
J2CSTC
Es ist notwendig, bis zum Erlass dieser Ver=
ordnung Übergangsmassnahmen zu treffen. Es ist
nicht erforderlich, diese Massnahmen sämtlich in
das Haushaltsgesetz für das Jahr 1942 aufzunehmen.
Das Finanzministerium hat nämlich auf Veranlassung
der Gruppe Finanz bereits in einem Erlass ver=
PAEM
schiedene Vereinfachungsmassnahmen getroffen.
Durch diesen Erlass ist z. B. das Verfahren bei
der Durchführung von Revirements in der Weise
geregelt worden, dass hierzu die ausdrückliche Be=
stimmung des Finanzministers notwendig ist.
Jn Einzelfällen ist aber die Abänderung des
Finanzgesetzes notwendig• So ist es aus Verein=
u
fachungsgründen zweckmässig, die Vorschrift des
Art. II Abs. 5, Satz l, nach der Jnvestitionen
in den Unternehmungen der Zustimmung des Finanz=
DARS
ministers bedürfen, abzuändern. Es genügt durch=
aus, wenn der Jnvestitionsvoranschlag vom Finanz=
minister geprüft und genehmigt ist. Die Weiter=
behandlung geschieht auf eigene Verantwortung
der Unternehmungen.
Die Bestimmung des Art. V ist in der vorge=
TITSP
sehenen Form durch den angeführten Hauserlass im
-
wesentlichen überholt.  Es genügt statt dessen, den
Finanzminister zu ermächtigen, Vorschriften über
die Haushaltsgebarung im Rahmen der genehmigten
E
Kapitel zu treffen. Hiermit wird die Herausgabe
R
88
von weiteren Vereinfachungserlassen ermöglicht.
Es bedarf bereits jetzt einer Vorschrift
über
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über das Verfahren bei Bewilligungen von ausser=
planmässigen Ausgaben, die durch Ersparnisse inner=
halb eines Kapitels nicht gedeckt werden können.
Es wird vorgeschlagen, diese als Artikel VI wie
368
folgt aufzuführen:
:
"Pür höhere oder neue Ausgaben, die durch Er=
sparnisse der übrigen Posten desselben Kapitels
nicht gedeckt werden können, ist die Zustimmung
des Finanzministers und des zuständigen Mi=
nisters bezw. der Obersten Verwaltungsbehörde
nach Anhörung der Obersten Rechnungskontrollbe=
hörde erforderlich,"i .i.6
Der Artikel VII bedarf ebenfalls einer Anpassung
an die geänderten Verhältnisse. Es erscheint
zweclmässig, in ihm folgende haushaltsrechtliche
Grundsätze festzulegen: die Notwendigkeit bei
gesetzlichen Massnahmen, den Mehraufwand sowie
die Deckung anzugeben und die Bindung an Verein=
barungen mit dem Finanzminister bei der Höhe der
Kosten von Bauten und sonstigen Massnahmen.
Artikel VII hätte demnach wie folgt zu lauten:
"a)bei Anträgen -insbesondere Regierungsver=
DIL
ordnungen-, durch die finanzielle Mehrauf=
wendungen erforderlich werden, ist der Mehr=
EE
aufwand, sowie die Art seiner Deckung anzu=
 führen;
b)die im Einvernehmen mit dem Finanzminister
für gewisse Massnahmen (z. B. Bauten) be=
stimmte Höhe der Kosten darf ohne seine Zu=
stimmung nicht überschritten werden.
C)Kurze Übersicht über den Haushaltsvoranschlag l942.
Der vom FPinanzministerium übermittelte Haus=
haltsvoranschlag weist Ausgaben von 23.058 Mio K
und Einnahmen von 14.387 Mio K auf. Dazu kommen
Tavo
noch durch Kredit zu deckende Jnvestitionsaus=
0500*
.8 gaben von- 989 Mio K. Ausserdem sind hier noch
.0087
-.I nicht die Ausgaben (69 Mio K) und Einnahmen (17 Mio
K)
TVOO
.re.
des
AOsOsaE
2TTV
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2
des Kapitels ll, Bodenamt,°enthalten,welches
von uns überprüft und mit seinen Endzahlen dem
Finanzministerium mitgeteilt wurde.
86
Unter Hinzunahme der Jnvestitionen und des
Bodenamts ergibt sich folgendes Bild:
Ausgaben:
24. 116 Mio K
5a
Da
Einnahmen:
14.404
11
11
RHeiC
IS
Fehlbetrag:
9.712 Mio K
DUS
Auf Grund unserer Überprüfung wurden bezw. werden
Herabsetzungen der Ausgaben von insg. 963 Mio K
d.i. rd. 4 v. H. der gesamten Ausgabensumme,
fangeregt. Sie beziehen sich nur auf Sachausgaben
da die persönlichen Ausgaben überwiegend auf
bindenden gesetzlichen Vorschriften beruhen, und
betreffen im-wesentlichen Ausgaben für Bauten,
die im Hinblick auf den Material- und Arbeiter=
mangel einzuschränken sind, und überhöhte An=
-
sätze für Entschädigungen von Schäden des Jahres
1938.- Erhöhungen der Ausgaben werden in einer
Gesamthöhe von rd. 423 Mio K verfügt; sie be=
NS
treffen hauptsächlich Mittel für die Landwirt=
schaft, für den Arbeitseinsatz und Beiträge an
die Länder und Gemeinden. Als Ergebnis bleibt
eine Herabsetzung der Ausgaben un 540 Mio K.
Bei den Einnahmentrsind die Steuereinnahmen
eizu niedrig, die Erstattung an Reichsverbrauch=
. steuern und Zöllen zu hoch geschätzt; insgesamt
sind die Einnahmen um rd. 280 Mio K zu niedrig
angenommen.
Daher ergibt der auf Grund unserer Über=
prüfung: berichtigte Voranschlag folgende Über=
sicht (mit Vergleichszahlen der Voranschläge
der Vorjahre):
t119421941
1940
Ausgaben:A . 23.576.--19.588.-
9200.-- )
Einnahmen:0) 14.684(12.101.-
7800.--)
Fehlbetrag:
8
7.487.-
1400--)
Voraus=
51144
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Voraussichtlich werden auch bei der Durchführung

des Haushaltsvoranschlags noch größere Ersparnisse

insbesondere auf dem Gebiete des Bauwesens und bei

aa T 

Ausgaben möglich sein, sodaß der Rechnungsabschluss

aller Wahrscheinlichkeit nach ein günstigeres Bild

oe als der Voranschlag zeigen wird.

Ein Vergleich zum Vorjahr zeigt folgende Ent=

wicklung:

Die persönlichen Ausgaben (6036 Mio K) weisen in

ihrer Gesamtsumme gegenüber dem Vorjahr (5864 Mio K)

keine größeren Erhöhungen auf. Sie steigen nur un

168 Mio K, rd. 2 1/2 v. H. Davon entfällt aber der

grösste Teil auf neu hinzugekommene bezw. neu ge=

gründete Ämter, so 58 Mio K auf das Bodenamt,

5 Mio K auf das Kuratorium für Jugenderziehung

METOK

895

und Weitere Mittel auf das Ministerium für Volks=

aufklärung; die Pensionsausgaben erhöhen sich eben=

falls etwas. Der Personalaufwand der bisherigen

Verwaltung bleibt demnach trotz verschiedener Ge=

haltserhöhungen fast völlig unyerändert. Dies ist

in der Hauptsache als eine Auswirkung der Abbau=

maßnahmen anzusehen.

Die Sachausgaben weisen mit rd. 17.540 Mio K

gegenüber 13.724 Mio K im Voranschlag des Vor=

jahres eine Erhöhung von rd. 3,8 Mio K auf. Sie

gehen zun Teil auf die Erhöhung der allgemeinen

Verwaltungsausgaben infolge des Ansteigens des

MD

Preisniveaus, die Neuregelung der Dienstauslagen=

ersätze und die Aufhebung der Portofreiheit

zurück; hauptsächlich wird sie durch folgende

Ausgaben bezw. Ausgabenerhöhungen verursacht:

Nel./Durch Erhöhung des Matrikularbeitrages

um 2,5 Mio K (1942 ....7,5 Mia K,

1941 ....5 Mia K).

ne 2./Durch kriegsbedingte Ausgaben:

a)auf dem Gebiete der Ernährung und Landwirt=

schaft:

Erhöhung der Förderungsmittel für landwirt=

schaftliche Produktion um 24 Mio K

(insges. 208 Mio K)

Er=
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Erhöhung der Förderungsmittel für landwirt=
schaftliches Maschinen- und Bauwesen um 25 Mio K
(insges. 67 Mio K),
Beihilfen für Elektrifizierung des Dreschens,
neu, l0 Mio K,
Erhöhung der Mittel zur Verbilligung von einge=
führten Lebensmitteln um 242 Mio K (insg.751 Mio K),
Kosten der Einlagerung von Fleisch usw. neu
43 Mio K),
Erhöhung der Produktions- und Ablieferungs=
prämien um 327 Mio K (insges. 377 Mio K),
Erhöhung der Kosten des Kartensystems um 15 Mio K
(insges. 42 Mio K),
Ersatz an die Gemeinden für die Kosten der
Lebensmittelagenda, neu, 4l Mio K.
b
Für die Rohstoffbeschaffung:
PSSY
Kosten der Spinnstoffsammlung, neu, lo Mio K.
dmenebot-eoi
Verbilligung von Schwefelkies, neu, 7,5 Mio K.
of
Verbilligung von Mineralöl,
278 Mio K.
c) Auf dem Gebiete des Arbeitseinsatzes:
regtrere.
Erhöhung der Kosten der Arbeitsämter und des
Arbeitseinsatzes um 22 Mio K (insges.45 Mio K).
d) Pür Feuerschutz:
Für das Feuerwehrregiment usw.
38 Mio K.
3./
Aus politischen Gründen bedingte Neuausgaben:
I
Kuratorium für Jugenderziehung 23.5 Mio K,
sonstige Neuaufwendungen des Ministeriums
für, Volksaufklärung, rund 60 Mio K.
4./
Auf sozialem Gebiet:
Erhöhung des Protektoratszuschusses an die
Sozialversicherungen um l98 Mio K (insges.383 Mio K),
Erhöhung der Aufwendungen für die Kriegs=
beschädigten-Renten um 87 Mio K (insges.342 Mio K)
Erhöhung des Beitrags an das Sondervermögen für
Arbeitslosenhilfe um 40 Mio K (insges.l40 Mio K),
Unterstützungen an kinderreiche Familien, erhöht
um 130 Mio K (insges. 180 Mio K).
5./
Sonstige Erhöhungen bezw. Neuausgaben:
Passivsaldo den Unternehmungen erhöht um 295 Mio K
SA
(insges.
n9b
5413
BR6So O
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(insges. 396 Mio K) (infolge der Einschrän=
kung der Tabakwarenproduktion und erhöhte
Betriebskosten der Bahn).
Aufwendungen auf die Staatsschuld, erhöht
um 255 Mio K (insges. 1399 Mio K),
AO
Zahlungen für l938 erlittene Schäden,
1000
neu,
300 Mio K,
M
Beihilfen an öffentl. Bedienstete,
neu,.
52 Mio K,
Ausserordentl.Beitrag an die Län=
ONONNO
der,
75 Mio K.
OiM
VS
Bei den Einnahmen wird auf Grund der bisherigen
Ergebnisse mit einem Steueraufkommen, das um rd.
950 Mio K höher als im Vorjahr ist, und mit einer
tebo@) Elum rd. l650 Mio K höheren Erstattung an Reichs=
#isteuern und Zöllen, gerechnet. Letztere ist im we=
meb sentlichen darauf zurückzuführen, dass das Reich im
Hinblick auf die Erhöhung des Matrikularbeitrages
dem Protektorat auch den Kriegszuschlag auf Bier,
Tabak und Schaumwein erstattet (voraussichtl.
Aufkommen 1480 Mio K).
D) Kurze Begründung_ zum Schreiben an das Finanz=
ministerium:
Die Veröffentlichung des Haushaltsvoranschlags hat
wieder aus politischen Gründen zu unterbleiben.
Bei den Teilvoranschlägen, denen wir bereits
unter Anordnung von Anderungen zugestimmt haben,wird
bezüglich der Änderungen auf unsere früheren Schrei=
ben verwiesen; es werden nur die Anderungen, welche
in der Zwischenzeit notwendig geworden sind, geson=
dert angeführt. Bei den Teilvoranschlägen,welche
bisher nicht genehmigt wurden und bei denen Änderun=
gen notwendig sind (Kap. 2,8,9,12,16), werden
selbstverständlich sämtliche Änderungen voll ange=
führt.
Das Kapitel 8 (Ministerium f. Schulwesen) wurde
bereits unter Mitwirkung der zun Ministerium abge=
stellten Gruppe I/lo ausgearbeitet. Die Jnteressen
des deutschen Schulwesens sind daher bereits im
vollen
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vollen Maße berücksichtigt; eine weitere Er=

höhung der Ansätze dafür ist nicht erforderlich.

Jnsgesamt sind für das deutsche Schulwesen, ohne

landwirtschaftliches Schulwesen, heuer l20 Mio K.

gegenüber 94 Mio K im Vorjahr vorgesehen (Erhöhung

um rd. 27 v. H.); dazu kommen noch 15 Mio K für

den Bau deutscher Schulen im Ministerium für

Verkehr und Technik. Pür die Betreuung der

deutschen Schüler, d. i. Schülerheime, HJ- Heime

und Heimschulen sind insges. 42 Mio K (davon

15 Mio K Baukosten bei Kap. 13 Ministerium für

Verkehr und Technik), gegenüber 33,5 Mio K im

w

-

BU

Vorjahre angesetzt.

Die Gesamtziffern des Kap. ll (Bodenamt für

Böhnen und Mähren) haben wir mit Schreiben vom

21. 9. 1942, II/7 - 3612 - 1. - dem Finanzmi=

nisterium mitgeteilt. Es erfolgt daher nur Hin=

weis auf dieses Schreiben. meb

s Jm übrigen wird auf die beigefügten Übersich=

ten über die Teilvoranschläge verwiesen.
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Der Reichsprotektor
-JS-
Prag, den 20. Oktober 1942.
in Böhmen und Mähren
II/7 - 3006 - 1.
9oE
das Finanzministerium
in Prag.lter ue 
Betrifft:_ Haushaltsvoranschlag des Protektoratsl942.
Vorgang: Schreiben des Ministerratspräsidiums vom 20. 12.
1941 - GZ. 58386/4l M. R.-, Jhre Schreiben vom
25.4. 1942 - GZ. 35222/42 Í/2 d - vom 19. 5.1942
-GZ. 42566/42 - 1/2 d, v0m 5.6. 1942 - 47239/42
-I/2 d - und vom 20. 6. 1942 - 51961/42-I/2 c,
vom 20. 7. 1942 - 59817/42 - I/2a und vom 10.9.
1942 - GZ. 75. 644/42 - I 2 d -.
EAOLTMGIE
-
-
Das'Protektorat hat bisher die gesetzlichen
Tede
Vorschriften über die Haushaltsführung in dem jähr=
lichen Finanzgesetz niedergelegt. Diese Vorschriften
MEG
hatten Gültigkeit nur für das betreffende Rechnungs=
-
jahr. Es erscheint nir zweckmässig, einige allge=
S06
GO
meine Haushaltsvorschriften in einer besonderen Ver=
ordnung niederzulegen, deren Gültigkeit zeitlich
nicht begrenzt ist. Diese Verordnung hätte u.a.
einen festen Eingliederungsplan für sämtliche
Einnahme- und Ausgabeposten zu enthalten. Die bis=
herige Zweckbestimmung erfolgt vielfach nach Belie=
-9
ben der Ministerien, es fehlt auch an einer genauen
Tenie
effeBegrenzung der einzelnen Posten. Zur Vermeidung von
Verwaltungsarbeit erscheint es weiterhin zweck=
-
bnemässig, Ausgabentitel verwandten Charakters als
ib :ngegenseitig deckungsfähig zu bezeichnen. Durch eine
derartige Vorschrift kann das umständliche Verfahren
bei der Genehmigung von Revirements weitgehend
eleingeschränkt werden. Eine weitere Vereinfachung wird
Heg sich dadurch erzielen lassen, dass Mittel, die für
bestimmte
1.11a
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1.)Post 26 #1wird um 300.000 K auf 900.000 K erhöht,

demgegenüber Post 28 d um denselben Betrag auf

30.Öo0 K herabgesetzt.

2.)Post· 2la wird um 17.000 K auf 32.000 K erhöht,

demgegenüber Post lil d um denselben Betrag auf

350.000 K herabgesetzt.

LE

-

3.)Post 10 wird um 220.000 K auf 640.000 K erhöht,

demgegenüber Post 27 d um denselben Betrag auf

282.000 K herabgesetzt.

4.)Post 1lc wird um 25.000 K auf 173.000 K erhöht,

demgegenüber Post 29 a um denselben Betrag auf

25.Ö00 K herabgesetzt.

5.)Post 3° Wird um 35.000 K auf 101.000.K erhöht,

demgegenüber Post 22a um denselben Betrag auf

.- K erhöht,

f 712,000 K

herabge=

eise ich

p. 4

m 15.5.1942

uf mein

-T-90

Bei Kap. 8 *Ministerium für Schulwese

ich Tit. 5 B Post 25 von 5 auf 3,5 Mio K

zusetzen. Bei Tit. 6 (Hochschulen und wi

Erfordernisse) dürfen Ausgaben nur im bi

Umfange weiter geleistet werden; zu weit

Ausgaben ist meine vorherige Zustimmung

Post l6 ist im Hinblick auf die Dotierun

stituts für Arbeitswissenschaft durch da

od Anboit
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erscheinen; deshalb ist der Ansatz für öffentliche
Büchereien an zwei verschiedenen Stellen im Schulmi=
nisterium und im Ministerium für Volksaufklärung nicht
=nettat
zulässig. Jm nächsten Jahr dürfen Mittel für öffentliche
Ye88t
siBüchereien nur im Schulministerium oder im Ministerium
oil I ,f teol für Volksaufklärung und zwar nur an einer Stelle er=
scheinen. Von einer Streichung der heuer beim Mi=
Binisterium für Volksaufklärung in Tit. 2, Post 3 für Ge=
nmeindebüchereien vorgesehenen Mittelawird im Hinblick
auf die anfangs noch nicht völlig getrennten Wirkungs=
I kreise der beiden Ministerien abgesehen. Aus Post 4 b
dürfen Geldprämien nur an Schüler, nicht dagegen an
12.0
Lehrer geleistet werden; an Lehrer dürfen nur Buchprä=
,mien-und Prämien in Form von Reiseunterstützungen ge=
währt werden.
-
C
4
Bei Tit. 8 ist Post 4 (deutsche Schülerheime) von
25 um l0 auf 15 Mio K herabzusetzen.r
T
Bei Tit. 9 ist Post 18 VII von 5,488 Mio K auf 3 Mio K
11
herabzusetzen (Galerieankäufe); Post 19 V ist von
12,49 auf 7 Mio K zu senken (Subventionen beim Denk=
malschutz).
Zu Lasten des Tit. l3 "Kultus" dürfen Leistungen nur
auf Grund von Gesetzen oder sonstigen Rechtstiteln
 erfolgen. Hinweis auf mein Schreiben vom ll. l0. 1941
- II/7 - 3600 - 1-.
Bei Kap. 9 "Ministeriun für Volksaufklärung" werde
ich Jhnen zu Tit. 1 Post l6 noch später Mitteilung zu=
kommen lassen. Zu Tit. 2 Post 4 (Anschaffung von Büchern
für Gemeindebüchereien) weise ich auch hier darauf hin,
dass im Haushalt Mittel für denselben Zweck nur an einer
Stelle zu erscheinen haben; im nächsten Jahr sind daher
Mittel dafür entweder nur im Ministeriun
wesen (siehe dort Tit. ll, Post 12) oder
sterium für Volksaufklärung einzusetzen.
IO
Bei Tit. 5 ist Post ll, Betreuung des
te
um 5 Mio K herabzusetzen.
Bei Tit. 6 ist Post ll um l Mio K auf
senken; bei dieser Herabsetzung sind ins
SHCSPNEMASN
NEcuae
AON
9m8
24130
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für die buchtechnisch besonders wertvolle Ausstat=
tung der Herausgabe von Musikwerken angesetzten Mit=
tel von O,3 Mio K zu streichen.
Bei Tit. ll ist Post 5 "Förderung. der Gaststätten=
kultur" von O,5 Mio K: zu streichen, da für diesen
Zweck bereits bei Kap. l2, Tit. 3 § 3 Post 1, 1 Mio K
er9
S
vorgesehen ist.te
SoEp
.Zu Kap.lo "Ministerium für Land- und Forstwirt=
schaft" verweise ich auf mein Schreiben vom l5. Mai
1942 -I1/7 - 30060- 1.
Jaoy
Ausserdem bitte ich hier noch Tit. 1 § 2 Post 14
"Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren" um O,55
Mio K zu erhöhen (Hinweis auf mein Schreiben
92
MOSTUE
vom 28. Juli 1942 - II/7 - 3610 - 47), Tit. 4 § 3 I
Post 7 "Fürsorge für die-Pferdezucht" um O,5 Mio K
zu erhöhen (Hinweis auf mein Schreiben vom 25.6.
T 202020024 25
"Aufwand für die Nutzpferdeschätzungen" um O,75 Mio K
zu erhöhen, Tit. 5 § 1 Post 2 "Ausstellungen" um
1,2 Mio K zu erhöhen (Hinweis auf mein Schreiben
vom 13. 5. 1942 - II/7 -3610 1 21-), Tit. 7 § 1
II Post 2 "Ersätze der mit der Forstgutsaatanerkennung
verbundenen Dienstauslagen" um O,06 Mio K zu erhöhen
3O*
(Hinweis auf mein Schreiben vom 16.7. 1942 - II/7-
3610 - 46).
.I0
Bei den Einnahmen bitte ich neu eine Post "Ein=
nahmen aus der Nutzpferdeschätzung" von O,75 Mio K
und eine Post "Ausgabe für die Anerkennung von
Forstsaatgut" von O,06 Mio K einzusetzen.
9EE
Die Endziffern des Kap. ll "Bodenamt für Böhmen
und Mähren" bitte ich entsprechend meinem Schreiben
-
vom 21. 9. 1942, -II/7 - 3612 - 1 - in den Gesamt=
IE
BSD
haushalt aufzunehmen.
Bei Kap. i2 "Ministerium für Wirtschaft und
Beb
Arbeit" bitte ich aus Tit. 2 § 1 Post 2 "Ausgleichs=
beitrag zu den Flachspreisen" zunächst nur Vorschüsse
zu gewähren; erst am Jahresende wird über die Zuer=
kennung von Zuschüssen zu entscheiden sein (Hinweis
auf
51139
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vom 8. 5. 1942 - II/7- 3610- 20).
T d    T  
les Drusches" einzusetzen (Hinweis
0-00 - 2 - 0 4 0 T0 T T
Bei Tit. 8 § 1 sind zu Lasten der Post 16
(1,l Mio K für neue Kraftwagen der Arbeitsämter)
nur dann Ausgaben vorzunehmen, wenn die behördliche
Bewilligung zum Ankauf des Wagens und zu seinem
Betrieb vorliegt.
Bei Tit. 8 § 2 ist Post 1 von I Mio K (Kosten
der Durchführung der Regierungsverordnung betr.einige
Massnahmen über Arbeitslehkung) zu streichen; Post 2
AOm Je2
(Arbeitseinsatzausgleichskosten) ist von 3 auf O,1
Mio K herabzusetzen; Post 3 (Aufwendungen für die Ar=
US
beitsbücher) ist von 7 auf 3,5 Mio K herabzusetzen;
moB8e
Post 5 (Berufsberatung) wird von 3,5 auf 7,35 Mio K
erhöht. Von dieser Erhöhung stehen O,35 Mio K für
gesteigerte Subventionen' an das Jnstitut für Ar=
beitswissenschaft zur Verfügung, welches heuer bisher
monatlich Zuschüsse von 70 000 K vom Ministerium für
Schulwesen erhielt und vom l. 8. an nurmehr vom
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit unterstützt
.wird (Hinweis auf mein Schreiben vom 13. 7. l942
LaGuNeR
 0E922ImE
Bei Tit. 8 § 3 ist Post 6 von 15 Mio K (Winter=
ruhe im Baugewerbe)i zu streichen. Die Aufwendungen
für die Winterruhe im Baugewerbe hat endgültig das
BE
neSondervermögen für Arbeitslosenhilfe zu tragen.
Bei Tit.9 ist Post 1 (Lenkung der Lohnpolitik)
von 0,3 auf 0,7 Mio K zu erhöhen; Post 4 (Auf=
wendungen für die Berechnungsstellen der Heimarbeit)
von l Mio K ist zu streichen.
mOV
Ausserdem ist neu eine Post von lo Mio K für Kosten
der Altkleider- und Spinnstoffsammlung einzusetzen
(Hinweis auf mein Schreiben vom 17.7. 1942 - II/7-
3620 - 8).
OLM
TONS- ITM- EAO- TO
-
-
EOTGTOUOASMEpN
FB
Zu
gnmoed
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Zu Kap. 13 "Ministerium-für Verkehr und Tech=
nik" verweise ich auf mein Schreiben von l6.7. l942
-II/7 i3006 - 1- g den dort angeführten Ansatz
von lo Mio K für den Bau deutscher Schülerheime
bitte ich aber auf 15 Mio K zu erhöhen.
Zu Kap. l5 "Finanzministerium" verweise ich auf
mein Schreiben vom 16.6. 1942 - II/7 - 3006 - 1-.
BE
UE
Bei Kap. l6 "Allgeneine Kassenverwaltung" bitte
ich Tit. 7 § 1 Post 3 von 45 auf 22 Mio K herabzu=
setzen.
Bei Tit. 9 bitte ich § 3 in Höhe von 5 Mio K
zu streichen (Hinweis auf mein Schreiben vom l9.5.
SOg
E
O
1942 - GZ. II/7 - 3620 - 12).
Tit. 9 § 5 von 3 Mio K bitte ich zu streichen,
28Sp
da Mittel zur Unterstützung der Mustermesse im
zuständigen Ministerium für Volksaufklärung vorge=
sehen sind. Tit. 9 § lla Post 4 bitte ich von 10
VAE
ESE
auf l5 Mio K zu erhöhen (Fleischeinlagerung),(Hin=
wei's auf mein Schreiben vom 31. 8. 1942- II/7 -
3680 - 8).
-
Tit. l0 (Schadenszahlungen l938/39) bitte ich
von 500 auf 300 Mio K herabzusetzen. Davon sind
nicht mehr als loo Mio K zur Gewährung von Vorschüs=
sen zu verwenden. 
. Neu bitte ich folgende Postenieinzusetzen:
8 Mio K für "die Verbilligung von eingeführtem
BTTUS
Nutzvieh" (Hihweis auf mein Schreiben vom l9.6.
eo
gung von Erntebindegarn (mein Schreiben vom 4. 7.
1SD
1942 - I1/7 2° 3680 - 122), 7,5 Mio K "Beitrag zur
Schwefelkiesausgleichskasse" (mein Schreiben vom
O1
3.8. 1942 - II/7 - 3620 - 1-), 52 Mio K für Bei=
ST
hilfen, Unterstützungen und Mietzuschüsse an
öffentliche Bedienstete (mein Schreiben von l6.7.
1942 - II/7n 3670 - 13), 7,5 Mio K für Erstattung
an die Reichsverwaltung für verkauftes Militär-
material, 4l Mio K für Deckung der Kosten des Ver-
sor=
FM138


